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TOP II.6 Abschlussbericht der Länderarbeitsgruppe zum 

Thema „Zeugnisverweigerungsrecht für schutz-

bedürftige persönliche Nähebeziehungen“ 

 

Berichterstattung: Hamburg, Thüringen  

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben den Ab-

schlussbericht der Länder-Arbeitsgruppe des Strafrechtsaus-

schusses „Zeugnisverweigerungsrecht für schutzbedürftige 

persönliche Nähebeziehungen“ erörtert. 

 

2. Sie teilen die Einschätzung der Länder-Arbeitsgruppe, dass die 

gegenwärtige Ausgestaltung der Zeugnisverweigerungsrechte 

nicht alle gesellschaftlich anerkannten Formen des Zusammen-

lebens in der heutigen Zeit abbildet. Dabei stehen Sinn und 

Zweck der Zeugnisverweigerungsrechte einer Erweiterung 

grundsätzlich nicht entgegen, soweit dabei die Gebote der 

Wahrheitsermittlung, der Rechtsanwendungsgleichheit und der 

Objektivierbarkeit der Kriterien mit den Schutzzwecken in einen 

angemessenen Ausgleich gebracht werden. 
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3. Die Justizministerinnen und Justizminister stimmen dem Be-

fund zu, dass vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Wan-

dels die oder der Verlobte aus dem Kreis der Zeugnisverweige-

rungsberechtigten gestrichen werden sollte. Gleichzeitig bitten 

sie die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz 

eine Erweiterung der bestehenden Zeugnisverweigerungs-

rechte zu prüfen. 

 

 


